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ANHANG V 

Urlaubsordnung 

INHALTSVERZEICHNIS 

Abschnitt l: Jahresurlaub 
Art. 1 bis 5 

Abschnitt 2: Dienstbefreiung 
Art. 6 

Abschnitt 3: Reisetage 
Art. 7 

A b s c h n i t t 1 

JAHRESURLAUB 

Artikel 1 

Für das Jahr des Dienstantritts und des Ausscheidens aus dem Dienst besteht ein 
Anspruch auf Urlaub von zwei Arbeitstagen je vollen Dienstmonat, von zwei 
Arbeitstagen für den Bruchteil eines Monats bei mehr als fünfzehn Tagen und 
von einem Arbeitstag bei bis zu fünfzehn Tagen. 

Artikel 2 

Der Beamte kann den Jahresurlaub nach Wunsch zusammenhängend oder in 
Abschnitten nehmen, wobei die dienstlichen Erfordernisse zu berücksichtigen 
sind. Der Urlaub muß jedoch mindestens einen Zeitabschnitt von zwei aufeinan­
derfolgenden Wochen umfassen. Neueingestellte Beamte erhalten erst drei Mo­
nate nach ihrem Dienstantritt Urlaub; in außergewöhnlichen hinreichend begrün­
deten Fällen kann der Urlaub vor Ablauf dieser Frist bewilligt werden. 

Artikel 3 

Erkrankt ein Beamter wahrend seines Jahresurlaubs und hätte ihn diese Erkran­
kung, wenn er nicht beurlaubt gewesen wäre, an der Ausübung seines Dienstes 
gehindert, so verlängert sich der Jahresurlaub um die Tage der Dienstunfähig­
keit, die durch ärztliches Zeugnis ordnungsgemäß nachgewiesen wird. 

Artikel 4 

▼C11 
Hat ein Beamter aus Gründen, die nicht auf dienstliche Erfordernisse zurück­
zuführen sind, bis zum Ende des laufenden Kalenderjahrs nur einen Teil seines 
Jahresurlaubs genommen, so darf die Übertragung des Urlaubsanspruchs auf das 
folgende Jahr zwölf Urlaubstage nicht überschreiten. 

▼B 
Hat ein Beamter bei seinem Ausscheiden aus dem Dienst nur einen Teil seines 
Jahresurlaubs genommen, so erhält er als Ausgleich für jeden nicht in Anspruch 
genommenen Urlaubstag einen Betrag in Höhe von einem Dreißigstel seiner 
monatlichen Dienstbezüge im Zeitpunkt des Ausscheidens aus dem Dienst. 

Hat ein Beamter bei seinem Ausscheiden aus dem Dienst mehr Jahresurlaub 
genommen, als ihm zu diesem Zeitpunkt zustand, so wird ein nach Absatz 2 zu 
berechnender Betrag einbehalten. 

Artikel 5 

Wird ein Beamter aus dienstlichen Gründen aus seinem Jahresurlaub zurück­
gerufen oder wird eine ihm erteilte Urlaubsgenehmigung aus dienstlichen Grün­
den widerrufen, so sind ihm die daraus entstehenden ordnungsgemäß nachgewie­
senen Kosten zu erstatten und erneut Reisetage zu bewilligen. 

▼B
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A b s c h n i t t 2 

DIENSTBEFREIUNG 

▼M131 

Artikel 6 

Außer dem Jahresurlaub kann dem Beamten auf Antrag Dienstbefreiung gewährt 
werden. Anspruch auf Dienstbefreiung besteht insbesondere in nachstehenden 
Fällen und in folgenden Grenzen: 

— Eheschließung des Beamten: vier Tage, 

— Umzug des Beamten: bis zu zwei Tage, 

— schwere Erkrankung des Ehegatten: bis zu drei Tage, 

— Tod des Ehegatten: vier Tage, 

— schwere Erkrankung eines Verwandten in aufsteigender gerader Linie: bis zu 
zwei Tage, 

— Tod eines Verwandten in aufsteigender gerader Linie: zwei Tage, 

— Eheschließung eines Kindes: zwei Tage, 

— Geburt eines Kindes: zehn Tage, die binnen 14 Wochen nach der Geburt zu 
nehmen sind, 

— Geburt eines behinderten oder schwer erkrankten Kindes: 20 Tage, die bin­
nen 14 Wochen nach der Geburt zu nehmen sind, 

— Tod der Ehefrau während des Mutterschaftsurlaubs: eine dem verbleibenden 
Mutterschaftsurlaub entsprechende Zahl von Tagen; ist die Ehefrau keine 
Beamtin, wird die Dauer des verbleibenden Mutterschaftsurlaubs unter sinn­
gemäßer Anwendung der Bestimmungen des Artikels 58 des Statuts berech­
net, 

— schwere Erkrankung eines Kindes: bis zu zwei Tage, 

— sehr schwere Erkrankung eines Kindes – durch ärztliche Bescheinigung 
nachgewiesen – oder Krankenhausaufenthalt eines bis zu 12 Jahre alten 
Kindes: bis zu fünf Tage, 

— Tod eines Kindes: vier Tage, 

— Adoption eines Kindes: 20 Wochen, bei Adoption eines behinderten Kindes 
bis zu 24 Wochen. 

Für jedes adoptierte Kind besteht nur einmal Anspruch auf Dienstbefreiung, 
den sich die Adoptiveltern teilen können, wenn beide Elternteile Beamte 
sind. Die Dienstbefreiung wird nur gewährt, wenn der Ehegatte des Beamten 
mindestens halbzeitlich erwerbstätig ist. Ist der Ehegatte nicht bei einem 
Organ der Union beschäftigt und wird ihm eine vergleichbare Dienstbefrei­
ung gewährt, wird vom Anspruch des Beamten eine entsprechende Zahl von 
Tagen abgezogen. 

Die Anstellungsbehörde kann erforderlichenfalls eine zusätzliche Dienst­
befreiung in Fällen gewähren, in denen gemäß den Rechtsvorschriften des 
Landes, in dem das Adoptionsverfahren stattfindet und das nicht das Land 
der dienstlichen Verwendung des adoptierenden Beamten ist, die Anwesen­
heit eines oder beider Adoptivelternteile verlangt wird. 

Eine Dienstbefreiung von zehn Tagen wird gewährt, wenn der Beamte nicht 
in den Genuss der vollen Dienstbefreiung von 20 bzw. 24 Wochen entspre­
chend dem ersten Satz dieses Gedankenstrichs kommt; diese zusätzliche 
Dienstbefreiung wird für jedes adoptierte Kind nur einmal gewährt. 

Außerdem kann das Organ innerhalb der Grenzen des Programms für berufliche 
Fortbildung, das das Organ in Anwendung des Artikels 24a des Statuts fest­
gelegt hat, Dienstbefreiung für berufliche Fortbildung gewähren. 

▼B
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Eine Dienstbefreiung kann Beamten ausnahmsweise auch wegen außergewöhn­
licher Arbeit gewährt werden, die über die normalen Pflichten eines Beamten 
hinausgeht. Diese Dienstbefreiung wird spätestens drei Monate nach der Ent­
scheidung der Anstellungsbehörde über den Ausnahmecharakter der Arbeit des 
Beamten gewährt. 

Für die Zwecke dieses Artikels wird der unverheiratete Lebenspartner eines 
Beamten wie ein Ehegatte behandelt, wenn die ersten drei Voraussetzungen 
nach Anhang VII Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c erfüllt sind. 

Bei den nach diesem Abschnitt gewährten Dienstbefreiungen wird die etwaige 
Zahl der Reisetage unter Berücksichtigung der jeweiligen Erfordernisse durch 
besondere Verfügung festgelegt. 

▼B 

A b s c h n i t t 3 

REISETAGE 

▼M131 

Artikel 7 

Beamte, die Anspruch auf die Expatriierungs- oder Auslandszulage haben, haben 
zum Zweck der Reise in den Herkunftsstaat Anspruch auf zweieinhalb Tage 
zusätzlichen Urlaub pro Jahr. 

Absatz 1 gilt für Beamte, bei denen der Ort der dienstlichen Verwendung inner­
halb des Hoheitsgebiets der Mitgliedstaaten liegt. Liegt der Ort der dienstlichen 
Verwendung außerhalb dieses Gebiets, so wird die Dauer des Heimaturlaubs 
unter Berücksichtigung der jeweiligen Erfordernisse durch besondere Verfügung 
festgelegt. 

▼M131


